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Drucksache IV/ 952 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegte 

1. Verordnung Nr. . . . des Rats (EWG) zur Änderung der Ar- 
tikel 108 und 109 des Statuts der Beamten der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft 

2. Verordnung Nr. . . . des Rats (EAG) zur Änderung der Arti- 
kel 108 und 109 des Statuts der Beamten der Europäischen 
Atomgemeinschaft 

3. Verordnung Nr. . . . des Rats (EWG und EAG) zur Ände- 
rung des Artikels 66 des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen 
Atomgemeinschaft 

4. Verordnung Nr. . . . des Rats (EWG und EAG) über die 
Festsetzung der Berichtigungskoeffizienten für die Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beamten 

— Drucksache lV/911 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt- Vockenhausen 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag die Entwürfe der vier Verordnungen zur Unter- 
richtung gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen vom 25. März 1957 zur Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und 
der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) vom 
27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. II S. 753) vorgelegt. 
Gemäß Beschluß des Deutschen Bundestages vom 
‘25. Juni 1959 — Drucksache 1187 der 3. Wahl- 
periode — hat der Präsident des Deutschen Bundes- 
tages die Verordnungsentwürfe dem Ausschuß für 
Inneres federführend und dem Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Inneres hat die Entwürfe in sei- 
ner Sitzung vom 25. Januar 1963, der Haushaltsaus- 
schuß in seiner Sitzung vom 5. Februar 1963 bera- 
ten. 


Der Haushaltsausschuß hat den Verordnungsent- 
würfen zu Nr, 1 und 2 zugestiramt und den Entwurf 
zu Nr. 3 zustimmend zur Kenntnis genommen. Er 
hat darum gebeten, bei der Berichterstattung darauf 
hinzuweisen, daß durch die in der Verordnung zu 
Nr. 3 vorgesehene 3Voige Erhöhung der Beamten- 
gehälter eine Mehrbelastung von 1,2 Millionen DM 
für den Bundeshaushalt eintrete, die auf den Bei- 
trag der Bundesrepublik Deutschland zum Verwal- 
tungshaushalt der EWG und der EAG aufgestockt 
werden müßte. Bei einer vorgesehenen weiteren Er- 
höhung der Gehälter um 2 v. H. würden für die Zu- 
kunft noch einmal 800 000 DM hinzukommen. Dem 
Verordnungsentwurf zu Nr. 4 stimmte der Haus- 
haltsausschuß zu. 

Die Verordnung zu Nr. 1 verfolgt ebenso wie die 
gleichlautende Verordnung des Rats der EAG zu 
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Nr. 2 eine Verlängerung der in Artikel 109 des 
Europäischen Beamtenstatuts vorgesehenen Frist für 
die Übergangsregelung bei Beamtenernennungen 
um drei Monate und eine nochmalige, nunmehr un- 
bestimmte Verlängerung der Amtszeit der vorläufi- 
gen Personalvertretung und des vorläufigen Sta- 
tutsbeirates (vgl. auch Drucksachen IV/610 und 
IV/652). Gegen die Verlängerung der Fristen be- 
stehen im Hinblick auf die Tatsache, daß das Statut 
trotz seines Inkrafttretens zum 1. Januar 1962 erst 
ein halbes Jahr später, am 14. Juni 1962, verkündet 
worden ist, keine Bedenken. Eine unbestimmte Ver- 
längerung der Amtszeit der vorläufigen Personal- 
vertretung und des vorläufigen Statutsbeirates er- 
schien dem Ausschuß jedoch bedenklich. Es wird 
deshalb empfohlen, diese Frist nur ein halbes Jahr, 
bis zum 30. Juni 1963, zu verlängern, damit die EWG 
und die EAG gezwungen werden, die Wahl der 
Personalvertretung und damit auch die Einsetzung 
des Statutsbeirates zu beschleunigen. — Außerdem 
wird eine Zusammenfassung der beiden Verordnun- 
gen für notwendig gehalten, da das für beide Ge- 
meinschaften geltende einheitliche Beamtenstatut 
nur durch eine Verordnung geändert werden 
kann. 

Die Verordnung zu Nr. 3 sieht eine Änderung 
des Artikels 66 des Statuts {Grundgehaltstabelle) ! 
dahingehend vor, daß die Grundgehälter bei der j 
EWG und der EAG um 3 v. H. erhöht und damit j 


an die Besoldung der EGKS in Luxemburg angegli- 
chen werden. Bei dieser „Besoldungsangleichung" 
ist im Hinblick auf die Haushaltslage der Bundes- 
republik zu beanstanden, daß die Angleichung der 
Grundgehälter der drei Gemeinschaften nicht erst 
bei Gelegenheit einer allgemeinen Gehaltserhöhung 
vorgenommen worden ist. Der Ausschuß für Inneres 
verweist insoweit auf die Stellungnahme des Haus- 
haltsausschusses. 

Die Verordnung zu Nr. 4 ergeht in Ausführung 
der Vorschriften in Artikel 64 des Statuts und 
schafft die Grundlage für die Berechnung der Dienst- 
bezüge für die Beamten der beiden Brüsseler Ge- 
meinschaften, die außerhalb Belgiens tätig sind. Der 
Unterschied des Berichtigungskoeffizienten zwi- 
schen den Dienstbezügen und den Versorgungsbe- 
zügen in den Niederlanden von 93 v. H. und 86 v. H. 
beruht auf den entsprechend höheren Lebenshal- 
tungskosten in dem Ort Petten — in dem die Beam- 
ten der Gemeinschaft tätig sind — im Vergleich zu 
dem übrigen Gebiet der Niederlande. Im übrigen 
sind die Berechnungsgrundlagen nicht mit denen 
der Auslandsbezüge nach dem Bundesbesoldungs- 
gesetz zu vergleichen. In Übereinstimmung mit dem 
mitberatenden Haushaltsausschuß hat der Ausschuß 
für Inneres zur Kenntnis genommen, daß in Arti- 
kel 3 die Zahl „1963" durch die Zahl „1962" zu er- 
setzen ist. 


Bonn, den 25. Januar 1963 


Der Ausschuß für Inneres 

Schmitt- V Ockenhausen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . die V erordnungsentwürfe — Drucksache IV/9 1 1 — 
zur Kenntnis zu nehmen; 

I 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, darauf hinzu- I 
wirken, 

a) daß die Befugnisse der vorläufigen Personal- 
vertretung und des vorläufigen Statutsbeira- | 


tes gemäß Artikel 108 des Statuts der Beam- 
ten der EWG und der EAG nur um ein hal- 
bes Jahr verlängert werden, 

b) daß die Entwürfe der Verordnungen des Rats 
der EWG und des Rats der EAG zur Ände- 
rung der Artikel 108 und 109 des Statuts der 
Beamten der EWG und der EAG zu einer 
Verordnung zusammengefaßt werden. 


Bonn, den 25. Januar 1963 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt-V Ockenhausen 

Vorsitzender und Berichterstatter 



